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Im Laufe der Ukraine-Krise ist die 
Taiwan-Frage wieder mehr in das 
Blickfeld der deutschen Öffent-

lichkeit gerückt. Es werden Paral-
lelen gezogen und man fragt sich, 
was China machen wird. Sogar die 
deutsche Wiedervereinigung wurde 
schon als Vergleich herangezogen, 
obwohl das nicht einmal ansatzweise 
zutrifft. Mit diesem Sondernewslet-
ter möchten wir das Thema Taiwan 
von allen Seiten beleuchten und 
gegenüber den oft lückenhaften oder 
einseitigen Berichten im Westen die 
vollständige Sachlage und die Posi-
tion Chinas erläutern. Wir gehen ein 
auf den Status quo von Taiwan, die 
historischen Hintergründe, die recht-
lichen Grundlagen, die politischen 

Akteure sowie die internationalen 
Verpflichtungen auch seitens der 
EU-Staaten. Es zeigt sich, dass der 
Status quo der Straße von Taiwan 
unzweideutig und das Ein-China-
Prinzip das einzig richtige ist. Dessen 
ungeachtet versuchen verschiedene 
Kräfte die Lage auf beiden Seiten 
der Taiwanstraße zu verzerren oder 
für ihre Interessen zu nutzen. Dabei 
handelt es sich um einen Eingriff in 
eine rein interne Angelegenheit von 
China. Sowohl innerhalb Taiwans 
als auch von außerhalb werden der 
Separatismus und das Konzept „zwei 
Chinas“ befeuert. Das verstößt gegen 
jedes Recht und stellt eine Bedro-
hung für den Frieden in der Straße 
von Taiwan dar. China wird alles 

tun, um eine friedliche Wiederver-
einigung herbeizuführen und hat 
mit dem „ein Land, zwei Systeme“ 
Ansatz eine klar umrissene Lösung 
für die Taiwan-Frage vorgelegt, die 
beiden Seiten gerecht wird. Eine 
Störung dieses friedlichen Prozesses 
von außen kann und wird China 
nicht dulden. 

ESSAY DES
BOTSCHAFTERS
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Wer verändert den Status quo in der Straße von Taiwan und wer ist für die derzeitige Eskalation der Situation 
in der Straße von Taiwan verantwortlich? 

Der Status quo der Straße von 
Taiwan besagt, dass beide 
Seiten ein und demselben 

China angehören, dass Taiwan ein 
Teil Chinas ist und dass weder Chi-
nas Souveränität noch seine territo-
riale Integrität jemals geteilt werden. 
Die Hauptursachen für die gegen-
wärtigen Spannungen liegen in den 
wiederholten Versuchen der US-Seite 
und der taiwanesischen Behörden, 
den Status quo zu ändern und das 
Ein-China-Prinzip in Frage zu stel-
len. Die Konsequenzen daraus müs-
sen die USA und die separatistischen 
Kräfte der „Taiwan-Unabhängigkeit“ 
tragen. 

Die USA verletzen ihre Verpflich-
tungen aus den drei Gemeinsamen 
Kommuniqués und benutzen Taiwan 
als Instrument, um China einzu-
dämmen. In den Dokumenten über 
die Aufnahme diplomatischer Bezie-
hungen haben die USA China zuge-
sagt, nur inoffizielle Beziehungen zu 
Taiwan zu unterhalten, haben jedoch 
hochrangige offizielle Vertreter nach 
Taiwan entsandt. Im Kommuniqué 

vom 17. August 1982 haben die USA 
zugesichert, Waffenverkäufe an 
Taiwan zu reduzieren, tatsächlich 
haben sie die Lieferungen auf mehr 
als 70 Milliarden US-Dollar erhöht. 
In dem gleichen Kommuniqué 
bekräftigen die USA, keine Politik 
der „zwei Chinas“ oder „ein China, 
ein Taiwan“ zu verfolgen, dennoch 
haben sie Taiwan bei der Ausweitung 
des „internationalen Raums“ und der 
Konsolidierung seiner „diplomati-
schen Beziehungen“ unterstützt. In 
den letzten Jahren haben die USA 
einseitig ihre Ein-China-Politik mit 
neuen Vorbedingungen wie dem 
„Taiwan Relations Act“ und den 
„Sechs Zusicherungen“ verknüpft, 
die China nie anerkannt hat. Auch 
haben sie vor Ort zunehmend militä-
rische Präsenz gezeigt. 

Die Demokratisch Progressive Partei 
(DPP) vertritt den Standpunkt von 
einer „Unabhängigkeit Taiwans“ und 
betreibt eine Spaltung des Landes. 
Sie verweigert die Anerkennung des 
Ein-China-Prinzips und leugnet den 
Konsens von 1992. Die DPP behaup-

tet, dass Taiwan und das Festland 
einander nicht untergeordnet seien 
und verkündete eine neue „Zwei-
Staaten-Theorie“. Sie drängt auf eine 
„Entsinisierung“, versucht die histo-
rische und kulturelle Verknüpfung 
zwischen beiden Seiten der Taiwan-
Straße zu kappen und den Personal-
austausch zu hintertreiben, stachelt 
radikale Separatisten an und setzt 
sich für eine „Verfassungsänderung“ 
ein. Sie täuscht das taiwanesische 
Volk und schürt Feindseligkeit gegen-
über dem Festland. Letztlich hat die 
DPP militärische Streitkräfte in der 
Absicht aufgebaut, die Wiederver-
einigung gewaltsam zu verhindern.

Da die Taiwan-Frage die Kerninter-
essen Chinas betrifft, gibt es keinen 
Raum für Kompromisse oder Zuge-
ständnisse und China wird mit der 
internationalen Gemeinschaft an 
seiner Seite das Ein-China-Prinzip 
aufrechterhalten. 

1. DIE TAIWAN-FRAGE: DIE FAKTEN
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In dem Shanghaier Kommuniqué 
von 1972 haben die Vereinigten 
Staaten anerkannt, dass es nur 

ein China gibt und dass Taiwan Teil 
davon ist. Sie haben sich dazu ver-
pflichtet, den Status Taiwans nicht 
infrage zu stellen und keine „Unab-
hängigkeitsbewegungen“ zu unter-
stützen. Das war die Voraussetzung 
für die Normalisierung der Bezie-
hungen. Im Kommuniqué von 1978 
über die Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen erkennen die USA die 
Regierung der Volksrepublik als die 
alleinig rechtmäßige in China an. 
Ergänzend dazu bekräftigen die USA 
in dem Kommuniqué von 1982, dass 
sie die Souveränität und territoriale 
Integrität Chinas nicht verletzen, 
sich nicht in innere Angelegenheiten 
Chinas einmischen und keine Politik 
der „zwei Chinas“ bzw. „ein China, 
ein Taiwan“ betreiben werden. Auf 
der Grundlage dieser 3 Kommuniqés 
haben sich die chinesisch-amerikan-
sichen Beziehungen in den letzten 40 
Jahren stabil entwickelt. Der „Tai-
wan Relations Act“ und die „Sechs 
Zusicherungen“ aus dem Jahr 2000 
stellen einen Verstoß gegen die 3 
Kommuniqués, gegen die geltenden 
Normen der internationalen Bezie-
hungen und gegen die völkerrecht-
liche Doktrin des Estoppels dar. Sie 
sind illegal und ungültig. 

Das Ein-China-Prinzip bildet die 
Grundlage der Beziehungen zwi-
schen China und der EU. 1975 
erklärte der damalige Vizepräsident 
der EWG bei seinem Besuch in China 
zur Aufnahme offizieller Beziehun-
gen, dass alle Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft die Regierung Chinas 
anerkennen und in der Taiwan-Frage 
eine für die Volksrepublik akzeptable 

Position eingenommen haben und 
dass die Gemeinschaft keine offiziel-
len Beziehungen zu Taiwan unterhält 
und keine Abkommen schließt.

Aus einem Briefwechsel von 2007 
zwischen dem deutschen und dem 
chinesischen Außenminister geht 
hervor, dass Deutschland sich gegen 
ein Referendum Taiwans zu einem 
UN-Beitritt ausspricht. In dem 
Aktionsrahmen für die chinesisch-
deutsche Zusammenarbeit von 2014 
bekräftigt die deutsche Seite unter 
Punkt 10 ihr Festhalten an ihrer Ein-

China-Politik und die Achtung der 
Souveränität und der territorialen 
Integrität Chinas. Sie unterstützt die 
friedliche Entwicklung der Bezie-
hungen zwischen beiden Seiten der 
Straße von Taiwan. Auf der aktuel-
len Website zur China Strategie der 
Bundesregierung wird erklärt, dass 
die Ein-China-Politik die Grund-
lage des deutschen Handelns bleibt. 
Diplomatische Beziehungen bestehen 
nur mit der Volksrepublik China.

2. POLITISCHE VERPFLICHTUNGEN DER 
VEREINIGTEN STAATEN, DER EUROPÄISCHEN 

UNION UND DEUTSCHLANDS IN DER 
TAIWAN-FRAGE

https://history.state.gov/historicaldocuments/frus1969-76v17/d203
https://history.state.gov/historicaldocuments/frus1969-76v17/d203
https://history.state.gov/historicaldocuments/frus1977-80v01/d104#:~:text=JANUARY%201%2C%201979-,The%20United%20States%20of%20America%20and%20the%20People's%20Republic%20of,sole%20legal%20Government%20of%20China.
https://history.state.gov/milestones/1981-1988/china-communique
http://dusseldorf.china-consulate.gov.cn/det/rdzt/cdis/201512/P020210726211412549626.pdf
http://dusseldorf.china-consulate.gov.cn/det/rdzt/cdis/201512/P020210726211412549626.pdf
http://dusseldorf.china-consulate.gov.cn/det/rdzt/cdis/201512/P020210726211412549626.pdf


5

Die Taiwan-Frage und die 
Ukraine-Frage sind vom 
Grundsatz her nicht ver-

gleichbar. Taiwan ist ein Teil des
chinesischen Territoriums und die 
Taiwan-Frage ist eine rein innere 
Angelegenheit Chinas. Die Ukraine-
Frage hingegen besteht aus einem 
Konflikt zwischen zwei unabhängi-
gen Staaten.

Infolge des chinesischen Bürger-
kriegs in den 1940er Jahren und 
der Einmischung externer Kräfte 
wurden die beiden Seiten der Straße 
von Taiwan in eine langwierige 
politische Konfrontation getrieben. 
Die Souveränität und das Territo-
rium Chinas aber wurden nie geteilt 
und der Status Taiwans als Teil des 
chinesischen Territoriums hat sich 
nie geändert. Jedes Land der Welt 
hat das Recht und die Mittel, seine 
inneren Angelegenheiten im Rahmen 
seiner Souveränität selbst zu regeln. 
Der Zweck der Analogie zwischen 

der Taiwan-Frage und der Ukraine-
Problematik besteht darin, Taiwan 
den Status eines Völkerrechtssub-
jektes zu verleihen und damit die 
Beziehungen zwischen den beiden 
Seiten der Straße von Taiwan als 
eine Beziehungen zwischen verschie-
denen Ländern umzudeuten. Man 
erweckt den Anschein, als gäbe es 
zwei Chinas oder ein China und ein 
Taiwan. Der Vergleich zwischen den 
beiden Konflikten verletzt das Ein-
China-Prinzips und die Souveränität 
und territoriale Integrität Chinas 
und ist nichts anderes als eine Ein-
mischung in die inneren Angelegen-
heiten Chinas.

Nach der Charta der Vereinten Natio-
nen und dem Völkerrecht sind alle 
Länder verpflichtet, die Souveränität 
und territoriale Integrität anderer 
Länder zu achten und sich nicht in 
die inneren Angelegenheiten ande-
rer Länder einzumischen. Einige 
Länder betonen die Souveränität der 

Ukraine, stellen aber die Souveräni-
tät Chinas immer wieder in Frage. 
Einige Länder erzeugen Spannungen 
in der Straße von Taiwan, um ihre 
eigenen strategischen Interessen 
auf Kosten des Wohlergehens der 
Menschen sowie des Friedens und 
der Stabilität in der Region durchzu-
setzen. Das ist nicht nur ein Fall von 
Doppelmoral sowie eine Missachtung 
der Charta der Vereinten Nationen, 
sondern auch ein Verstoß gegen 
das Völkerrecht, was China nicht 
akzeptieren wird. Die chinesische 
Regierung und das chinesische Volk 
sind entschlossen, die nationale Sou-
veränität und territoriale Integrität 
zu wahren und die Kerninteressen 
zu schützen. Diejenigen, die in der 
Taiwan-Frage mit dem Feuer spie-
len, werden sich am Ende nur selbst 
verbrennen.

3. DIE TAIWAN-FRAGE UND DIE UKRAINE-
FRAGE SIND NICHT VERGLEICHBAR
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Manche Leute behaupten, 
dass die Taiwan-Frage mit 
dem sogenannten „Modus 

zweier deutscher Staaten“ gelöst 
werden könnte. Sie meinen, man 
könnte die beiden Seiten der Tai-
wan Straße wie die zwei deutschen 
Staaten behandeln, die nach dem 
Zweiten Weltkrieg entstanden und 
später wieder vereint wurden. Dieser 
Ansatz resultiert jedoch aus einem 
Missverständnis und Unkenntnis der 
Geschichte. Die Teilung von Deutsch-
land und die Teilung der beiden 
Seiten der Taiwanstraße sind zwei 
grundverschiedene Vorgänge und 
Sachverhalte. Die Deutschland-Frage 
und die Taiwan-Frage können nicht 
gleichgesetzt werden. Der Modus 
„zweier deutscher Staaten“ ist aus 
folgenden Gründen keine Lösung:

1. Die Ursachen der Trennung sind 
völlig unterschiedlich. Deutschland 
wurde 1945 nach der militärischen 
Niederlage durch die 4 Siegermächte 
gemäß dem Potsdamer Abkommen 
in Besatzungszonen aufgeteilt. Mit 
Beginn des Kalten Krieges wurde 
Deutschland in zwei Staaten geteilt. 
Die Zweiteilung der deutschen 
Nation und letztlich die Wiederver-
einigung hing von Faktoren außer-
halb des Landes ab. Die Abtrennung 

Taiwans hingegen ist durch Faktoren 
innerhalb des Landes - den chinesi-
schen Bürgerkrieg - entstanden und 
wie die Frage der Wiedervereinigung 
eine rein interne Angelegenheit 
Chinas. 

2. Der völkerrechtliche Status des 
zweigeteilten Deutschlands ent-
spricht nicht dem von Taiwan. Die 

Aufspaltung der deutschen Nation 
wurde in internationalen Verträgen 
und Abkommen verankert. Hingegen 
war in der Kairoer und der Pots-
damer Deklaration sowie anderen 
internationalen Verträgen hinsicht-
lich der Taiwan-Frage vorgeschrie-
ben, dass Japan die von ihm besetzte 
chinesische Insel Taiwan an China 
zurückgeben müsse.

3. Die realen Verhältnisse sind 
nicht vergleichbar. Vor dem Hinter-
grund der Konfrontation zwischen 
den USA und der UdSSR gab es in 
beiden deutschen Staaten ausländi-
sche Besatzungsmächte und sowohl 
die DDR als auch die BRD wurden 
gezwungen, einander anzuerkennen 
und gemeinsam in der internatio-
nalen Gemeinschaft zu existieren. 
Die chinesische Regierung jedoch 
besteht nach wie vor auf dem Ein-
China-Prinzip, das von der inter-
nationalen Gemeinschaft allgemein 
akzeptiert wird.

4. DER MODUS „ZWEIER DEUTSCHER 
STAATEN“ IST KEINE LÖSUNG FÜR DIE 

TAIWAN-FRAGE
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Taiwan gehört seit dem Alter-
tum zu China. Die Vorfahren 
der meisten heutigen Bewoh-

ner Taiwans stammen vom chine-
sischen Festland. Obwohl Taiwan 
für einige kurze Zeiträume in der 
Geschichte unter kolonialer Herr-
schaft ausländischer Mächte stand, 
wurde es die meiste Zeit effektiv von 
der chinesischen Regierung verwal-
tet.

Die letzte Kolonialherrschaft in 
Taiwan war die Besetzung durch 
Japan von 1895 bis 1945, zu deren 
Beginn Japan die Regierung der 
Qing-Dynastie zwang, den Vertrag 
von Shimonoseki zu unterzeichnen. 
1937 begann Japan einen totalen 
Angriffskrieg gegen China. Im Krieg 
des chinesischen Volkes gegen die 
japanische Aggression verkündete 
die chinesische Regierung 1941, dass 
alle Verträge zwischen den beiden 
Ländern aufgehoben sind und China 
Taiwan zurückerhalten würde. Die 
Forderung Chinas fand die Unter-
stützung der antifaschistischen 
Kräfte der Welt. In der Erklärung 
von Kairo, die im Dezember 1943 
von den Regierungen Chinas, der 
USA und Großbritanniens verab-
schiedet wurde, hieß es, dass alle 
Gebiete, die Japan den Chinesen 
gestohlen hatte, wie u.a. Taiwan an 
China zurückgegeben werden soll-
ten. Diese Bestimmung wurde in der 
Potsdamer Proklamation vom Juli 
1945 bestätigt. Nach der Kapitulation 
Japans 1945 nahm die chinesische 
Regierung am 25. Oktober desselben 
Jahres die Ausübung der Souverä-
nität über Taiwan wieder auf. Von 
diesem Zeitpunkt an hatte China 
Taiwan zurückerobert.

Kurz nach dem Sieg im Krieg gegen 
die japanische Aggression brach in 
China der Bürgerkrieg aus. Unter 
der Führung der Kommunistischen 
Partei Chinas stürzte das chinesische 
Volk die Regierung der Republik 
China. Am 1. Oktober 1949 wurde 

die Volksrepublik China (VRC) als 
Nachfolgerin der Republik China 
(1912-1949) gegründet, und die 
Zentrale Volksregierung wurde zur 
einzigen legitimen Regierung in 
ganz China. Die Kuomintang (KMT) 
zog sich nach der Niederlage nach 
Taiwan zurück und errichtete mit 
Unterstützung externer Kräfte bis 
heute ein lokales Sezessionsregime. 
Die beiden Seiten der Taiwanstraße 
gerieten daraufhin in einen
besonderen Zustand langwieriger 
politischer Konfrontation, der seither 
zur Taiwan-Frage geführt hat. Seit 
1949 sind das Festland und Taiwan 
zwar noch nicht wiedervereinigt, 
aber die Souveränität und das Ter-

ritorium Chinas waren nie geteilt. 
Selbst unter dem KMT-Regime hat 
die taiwanesische Behörde niemals 
die Tatsache  bestritten, dass beide 
Seiten der Taiwan-Straße zu einem 
China gehören und es nur ein China 
auf der Welt gibt. Seit die Demo-
kratische Fortschrittspartei (DPP) an 
die Macht gekommen ist, verleugnet 
sie aber offenkundig den Konsens 
von 1992 und strebt die Unabhängig-
keit Taiwans an, was eine gewaltige 
Bedrohung für den Frieden und 
die Stabilität der Taiwan-Straße 
darstellt.

5. DER URSPRUNG DER TAIWAN-FRAGE
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Der Ein-China-Grundsatz 
besagt, dass es nur ein China 
in der Welt gibt, dass Taiwan 

ein Teil Chinas ist, und dass die 
Regierung der Volksrepublik Chinas 
die einzige rechtmäßige Regierung 
ist, die ganz China vertritt. Die 
Anwendbarkeit des Ein-China-Prin-
zips ist universell, bedingungslos 
und unbestreitbar. Jeder Versuch, 
ihn mit Vorbehalten zu versehen, 
ihn zu verzerren, zu verfälschen und 
auszuhöhlen, ist illegal, null und 
nichtig.

Die faktische Grundlage für das Ein-
China-Prinzip ist unerschütterlich. 
Seit dem Jahr 230 gibt es Hinweise 
auf die Zugehörigkeit von Taiwan 
zu China. Ab dem 12. Jahrhundert 
übte die kaiserliche Zentralregierung 
die Gerichtsbarkeit über Taiwan aus 
und 1885 wurde es die 20. Provinz 
Chinas. Im Ersten Chinesisch-Japani-
schen Krieg musste China Taiwan an 
Japan abtreten, erhielt es nach dem 
Sieg 1945 zurück und nahm die Sou-
veränität wieder auf. Das war Teil 
der Weltordnung nach dem Zweiten 
Weltkrieg und seit 1949 hat sich der 
Status Taiwans als Teil des chinesi-
schen Territoriums nicht geändert.

Die rechtliche Grundlage für das Ein-
China-Prinzip ist unerschütterlich. 
Im Jahr 1943 wurde mit der Kairoer 
Erklärung festgelegt, dass Japan alle 
gestohlenen Gebiete, einschließ-
lich Taiwan, an China zurückgeben 
sollte. Das wurde 1945 mit der Pots-
damer Proklamation bekräftigt, zu 
deren Erfüllung sich Japan verpflich-
tet hat. 1949 wurde die Volksrepub-
lik China als legitime Nachfolgerin 
der Republik China (1912-1949) 
gegründet und die neue Regierung 
löste das vorherige KMT-Regime in 
einer Situation ab, in der sich China 
als Völkerrechtssubjekt und sein 
Territorium nicht veränderte. Folg-

lich übt die Regierung der VR China 
auch die Souveränität über Taiwan 
aus. 1971 verabschiedeten die VN 
die Resolution 2758, mit der die VR 
China alle ihre Rechte zurück erhielt 
und der einzige legitime Vertreter 
Chinas bei den Vereinten Nationen 
wurde. Die Vertreter Chiang Kai-
sheks wurden des Platzes verwiesen.

Das Ein-China-Prinzip ist der uni-
verselle Konsens der internationa-
len Gemeinschaft. Bis heute haben 

183 Länder, darunter die meisten 
europäischen Länder, diplomati-
sche Beziehungen zu China auf der 
Grundlage des Ein-China-Prinzips 
aufgenommen und der UN-General-
sekretär hat kürzlich erklärt, dass 
Resolution 2758 mit dem Ein-China-
Prinzip unverändert gilt.

6. WAS IST DAS EIN-CHINA-PRINZIP? WAS IST 
DIE GRUNDLAGE DES EIN-CHINA-PRINZIPS?
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Die friedliche Wiedervereini-
gung und „ein Land, zwei 
Systeme“ sind die Grundprin-

zipien der chinesischen Regierung 
für die Lösung der Taiwan-Frage und 
der beste Ansatz zur Verwirklichung 
der nationalen Wiedervereinigung. 
Sie verkörpern die chinesische 
Weisheit (wir gedeihen, indem wir 
uns gegenseitig umarmen), tragen 
den Realitäten Taiwans in vollem 
Umfang Rechnung und sind der 
langfristigen Stabilität in Taiwan 
nach der Wiedervereinigung förder-
lich.

Die nationale Wiedervereinigung mit 
friedlichen Mitteln ist die erste Wahl 
der chinesischen Regierung bei der 
Lösung der Taiwan-Frage, da sie den 
Interessen der chinesischen Nation 
als Ganzes, einschließlich unserer 
Landsleute in Taiwan und der lang-
fristigen Stabilität und Entwicklung 
Chinas am besten dient. Eine fried-
liche Wiedervereinigung kann nur 

durch Konsultationen und Gespräche 
auf Augenhöhe erreicht werden. Wir 
können flexible Formen der Konsul-
tation und Diskussion einführen. Wir 
sind bereit, mit allen Parteien, Grup-
pen oder Einzelpersonen in Taiwan 
einen umfassenden Meinungsaus-
tausch zu führen, um die politischen 
Differenzen zwischen beiden Seiten 
auf der Grundlage des Ein-China-
Prinzips und des Konsenses von 1992 
zu lösen. Wir werden jedoch nicht 
auf den Einsatz von Gewalt verzich-
ten und behalten uns die Möglichkeit 
vor, alle notwendigen Maßnahmen 
zu ergreifen. Damit wollen wir uns 
gegen die Einmischung von außen 
und alle separatistischen Aktivitäten 
schützen. Sie richtet sich in keiner 
Weise gegen unsere chinesischen 
Mitbürger in Taiwan.

Der Grundsatz „ein Land, zwei 
Systeme“ ist ein wichtiges institu-
tionelles Instrument, das von der 
chinesischen Regierung geschaffen 

wurde, um eine friedliche Wieder-
vereinigung zu ermöglichen. Es stellt 
eine große Errungenschaft des chi-
nesischen Sozialismus dar. Wir sind 
der Meinung, dass Taiwan nach der 
friedlichen Wiedervereinigung sein 
gegenwärtiges Gesellschaftssystem 
weiterführen und ein hohes Maß 
an Autonomie in Übereinstimmung 
mit dem Gesetz genießen kann. 
Bestimmte politische Kräfte haben 
die Ziele des Grundsatzes falsch dar-
gestellt und verzerrt. Tatsache ist, 
dass Hongkong und Macao seit ihrer 
Rückkehr ins Mutterland und ihrer 
Wiedereingliederung in die natio-
nale Verwaltung einen breiten Weg 
gemeinsamer Entwicklung mit dem 
Mutterland eingeschlagen haben. Die 
Praxis von „ein Land, zwei Systeme“ 
war ein durchschlagender Erfolg.

7. DIE GRUNDPRINZIPIEN DER 
CHINESISCHEN REGIERUNG FÜR DIE LÖSUNG 

DER TAIWAN-FRAGE
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Die Erklärung des US-Außen-
ministeriums zu den Wahlen 
in der chinesischen Region 

Taiwan stellt eine schwerwiegende 
Verletzung des Ein-China-Prinzips 
und der drei gemeinsamen Kommu-
niqués zwischen China und den USA 
dar und steht im Widerspruch zu der 
politischen Verpflichtung der USA, 
nur kulturelle, kommerzielle und 
andere inoffizielle Beziehungen zum 
taiwanesischen Volk zu unterhalten. 
Sie sendet auch ein völlig falsches 
Signal an die separatistischen Kräfte 
der „Taiwan-Unabhängigkeit“. Wir 
bedauern dies zutiefst, lehnen es 
entschieden ab und sind bei der ame-
rikanischen Seite ernsthaft vorstellig 
geworden.

Die Taiwan-Frage steht im Zentrum 
der chinesischen Kerninteressen 

und ist die erste rote Linie, die in 
den Beziehungen zwischen China 
und den USA nicht überschritten 
werden darf. Das Ein-China-Prin-
zip ist eine grundlegende Norm in 
den internationalen Beziehungen, 
ein vorherrschender Konsens in 
der internationalen Gemeinschaft 
und die politische Grundlage der 
Beziehungen zwischen China und 
den USA. China lehnt es entschie-
den ab, dass die USA in irgendeiner 
Form offiziell mit Taiwan verkehren 
und sich in irgendeiner Weise oder 
unter irgendeinem Vorwand in die 
Angelegenheiten Taiwans einmi-
schen. Wir fordern die USA auf, sich 
ernsthaft an das Ein-China-Prinzip 
und die drei gemeinsamen Kommu-
niqués von China und den USA zu 
halten und ernsthaft im Einklang 
mit den Verpflichtungen zu handeln, 

die mehrfach von der US-Führung 
bekräftigt wurden, nämlich weder 
die „Unabhängigkeit Taiwans“ noch 
„zwei Chinas“ oder „ein China, ein 
Taiwan“ zu unterstützen und nicht 
zu versuchen, die Taiwan-Frage als 
Instrument zur Eindämmung Chi-
nas zu nutzen. Wir fordern die USA 
auf, ihre offiziellen Beziehungen zu 
Taiwan einzustellen und den separa-
tistischen Kräften, die für die „Unab-
hängigkeit Taiwans“ eintreten, keine 
falschen Signale zu senden.

8. KOMMENTAR DES SPRECHERS DES 
AUSSENMINISTERIUMS ZU DEN WAHLEN IN 

TAIWAN
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Am 14. Januar hat ein Spre-
cher des Auswärtigen Amts 
in einer Pressemitteilung zu 

den  Wahlen in Taiwan den Wäh-
lern gratuliert und betont, dass eine 
Änderung des Status quo nur fried-
lich und in gegenseitigem Einverneh-
men beider Seiten auf der Taiwan-
straße erfolgen dürfe. 

Dazu nimmt der Botschaftsprecher 
folgendermaßen Stellung: Taiwan ist 
ein inhärenter Bestandteil des chine-
sischen Territoriums und die Tai-
wan-Frage gehört zu Chinas inneren 
Angelegenheiten. Die Wahlen in Tai-
wan zählen zu lokalen Angelegen-
heiten  Chinas, und es wird keinerlei 
Einflussnahme oder Einmischung 
von außen geduldet. Wie die Wieder-
vereinigung der beiden Seiten der 
Taiwanstraße erreicht wird, liegt in 
den Händen des chinesischen Volkes 
selbst. Wir verbitten uns jede Art von 
Einmischung externer Kräfte und 
lassen uns von keinem anderen Land 
hineinreden.

Niemand wünscht sich mehr als die 
Chinesen selbst, die Einheit des Lan-
des auf friedliche Weise zu verwirk-
lichen. Wir halten daran fest, mit 

größter Aufrichtigkeit und Mühe  auf 
die Perspektive der friedlichen 
Wiedervereinigung hinzuarbeiten. 
Wir  versprechen dabei aber keines-
falls, auf die Anwendung von Gewalt 
zu verzichten,  um externer Einmi-
schung  und den Unabhängigkeits-
bestrebungen separatistischer Kräfte 
entgegenzutreten. Wir behalten uns 
die Option offen, alle notwendigen 
Maßnahmen zu ergreifen.

Die Taiwan-Frage ist ein historisches 
Überbleibsel. Länder mit Gewissen 
sind sich bewusst, was der eigent-
liche Grund dafür ist, dass die Wie-
dervereinigung der beiden Seiten 
der Taiwanstraße bisher noch nicht 
vollendet ist. Deutschland hat den 
Schmerz der nationalen Teilung 
während des Kalten Krieges erlebt, 
und seine Wiedervereinigung wurde 
auch von China entschieden unter-
stützt. Deutschland hat daher den 
geringsten Grund, in Fragen der 
chinesischen Wiedervereinigung eine 
negative Rolle zu spielen.

Das Ein-China-Prinzip ist der allge-
meine Konsens der internationalen 
Gemeinschaft und die Grundnorm 
der internationalen Beziehungen 

und lässt keine Selbstdefinition oder 
selektive Einhaltung zu. Das Fest-
halten am Ein-China-Prinzip sollte 
nicht zum Lippenbekenntnis werden, 
geschweige denn als Schutzschild 
zur Unterstützung der „Unabhängig-
keit Taiwans“ missbraucht werden. 
Wir hoffen, dass Deutschland seinen 
Worten Taten folgen lässt und nicht 
lauthals mit „gespaltener Zunge“ 
spricht.

Der Schlüssel zur Aufrechterhaltung 
von Frieden und Stabilität in der 
Taiwanstraße liegt in der Einhaltung 
des Ein-China-Prinzips. Die deutsche 
Seite wird nachdrücklich aufgefor-
dert, die hohe Sensibilität der Tai-
wan-Frage ernstzunehmen, sich mit 
Tatkraft an das Ein-China-Prinzip zu 
halten, und mehr dazu beizutragen, 
den Frieden und die Stabilität in der 
Taiwan-Straße zu fördern, anstatt 
falsche Signale an die separatisti-
schen Kräfte in Taiwan zu senden.

9. STELLUNGNAHME DES BOTSCHAFTS-
SPRECHERS ZUR PRESSEMITTEILUNG DES 
DEUTSCHEN AUSWÄRTIGEN AMTS ÜBER 

TAIWAN
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China hat am 10. Mai 2024 die 
Vereinigten Staaten aufgefor-
dert, sich strikt an die Resolu-

tion 2758 der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen zu halten 
und Taiwan nicht zur Eindämmung 
Chinas zu missbrauchen, was zum 
Scheitern verurteilt ist. Seit einiger 
Zeit haben die USA die Resolution 
2758 absichtlich verzerrt und in 
Frage gestellt, den „unentschiedenen 
Status“ Taiwans hochgespielt und 
sich für die Unterstützung der Teil-
nahme Taiwans an UN-Sitzungen 
und UN-Aktivitäten eingesetzt.

Der Standpunkt Chinas zur Reso-
lution 2758 der UN-Generalver-
sammlung und die Bedeutung des 
Ein-China-Prinzips sind kristallklar: 
Es gibt nur ein China auf der Welt, 
Taiwan ist ein unveräußerlicher Teil 
des chinesischen Territoriums und 
die Regierung der Volksrepublik 
China ist die einzige rechtmäßige 
Regierung, die ganz China vertritt. 
Die Resolution 2758 hat die Frage 
der Vertretung ganz Chinas, ein-
schließlich der Region Taiwan, bei 
den Vereinten Nationen politisch, 
rechtlich und verfahrenstechnisch 
endgültig geklärt. Sie stellt klar, dass 
es nur einen Sitz für China bei den 
Vereinten Nationen und dass es keine 
Fragen über „zwei Chinas“ oder „ein 
China, ein Taiwan“ gibt. Seit der Ver-
abschiedung der Resolution 2758 der 
Generalversammlung der Vereinten 
Nationen wird sie von den Vereinten 
Nationen, ihren Sonderorganisatio-
nen und anderen zwischenstaatli-

chen internationalen Organisationen 
beachtet. Jede Frage bezüglich der 
Teilnahme der Region Taiwan an den 
Aktivitäten internationaler Organi-
sationen muss im Rahmen des Ein-
China-Prinzips behandelt werden. 
Es gibt für Taiwan keine Grundlage, 
keinen Grund und kein Recht, der 
UN oder anderen internationalen 
Organisationen beizutreten, die 
Staatlichkeit voraussetzen. Alle Mit-
gliedsstaaten der UNO müssen sich 
an die Resolution 2758 halten, die in 
der UN-Charta verankert ist.

Die USA haben weder das Recht, 
die Resolution 2758 zu verfälschen, 
noch steht es ihnen zu, rücksichtslos 
zu handeln. Das Ein-China-Prinzip 
ist die grundlegende Voraussetzung 
und die politische Basis für China, 
um seine Beziehungen zu anderen 
Ländern aufzubauen und zu vertie-
fen. Die internationale Gemeinschaft 
hält sich allgemein an die Resolution 
2758 und setzt das Ein-China-Prin-
zip umfassend und getreu um. Die 
USA sind aufgefordert, sich nicht 
von der internationalen Gemein-
schaft, dem internationalen Recht 
und den grundlegenden Normen 
der internationalen Beziehungen 
abzuwenden. Als Gründungsmit-
glied der UN und ständiges Mit-
glied des Sicherheitsrates können 
die USA nicht die Grundsätze des 
Völkerrechts mit Füßen treten und 
versuchen, die internationale Öffent-
lichkeit in die Irre zu führen und der 
internationalen Gemeinschaft ihre 
falsche Haltung aufzuzwingen. Die 

USA reden zwar von einer „regel-
basierten internationalen Ordnung“, 
handeln jedoch gemäß ihrer Hege-
moniebestrebungen und zeigen eine 
selektive Herangehensweise an das 
Völkerrecht. Die USA und einige 
andere Länder hatten einst den Vor-
schlag einer „doppelten Vertretung“ 
unterbreitet, um „zwei Chinas“ und 
„ein China, ein Taiwan“ zu schaffen, 
aber der Vorschlag wurde letztlich 
nicht zur Abstimmung gestellt und 
aufgegeben. Die USA müssen damit 
aufhören, das Ein-China-Prinzip 
auszuhöhlen und zu verschleiern. Sie 
werden damit keinen Erfolg haben, 
wenn sie sich gegen den Trend der 
Geschichte stellen. Die USA behaup-
ten, sie hielten an der Ein-China-
Politik fest, benutzten aber immer 
mehr Beschreibungen, um ihre Ein-
China-Politik zu ändern, einschließ-
lich des einseitig ausgearbeiteten 
Taiwan Relations Act und der Sechs 
Zusicherungen. Solche Schritte ver-
stoßen gegen den Ein-China-Grund-
satz, verletzen den internationalen 
Konsens und sind von China von 
Anfang an nicht anerkannt worden. 
Die USA seien daran erinnert, dass 
das Ausspielen der „Taiwan-Karte“ 
nach hinten losgehen wird, und dass 
der Versuch, Taiwan zur Eindäm-
mung Chinas zu benutzen, unweiger-
lich zum Scheitern verurteilt ist.

10. STELLUNGNAHME DES CHINESISCHEN 
AUSSENMINISTERIUMS ZUR UN RESOLUTION 

2758



13

Gegenseitige Achtung der Kerninteressen. Wie echtes De-Risking in den chinesisch-europäischen
Beziehungen gelingen kann.

Vor gut zwei Jahren habe ich 
an dieser Stelle schon ein-
mal einen Beitrag verfasst. 

Damals warnte ich vor einer unsicht-
baren Berliner Mauer in den inter-
nationalen Beziehungen, mahnte, 
dass die globalisierte Welt mehr 
Brücken- statt Mauerbauer braucht. 
Mit dem Ende der Pandemie und der 
allmählichen Wiederaufnahme des 
grenzüberschreitenden direkten Kon-
takts kommt auch Chinas Austausch 
mit Deutschland und Europa in allen 
Bereichen und auf allen Ebenen wie-
der in Gang, was mich außerordent-
lich freut. Die Stimmen der Vernunft 
in Europa, die sich gegen ideologi-
sche Konfrontation und Entkopp-
lung und für eine Zusammenarbeit 
Deutschlands und Europas mit China 
aussprechen, werden derzeit immer 
lauter. Nach der erfolgreichen neuen 
Runde der chinesisch-deutschen 
Regierungskonsultationen in Berlin 
im vergangenen Juni war Bundes-
kanzler Scholz vergangenen Monat 
zum zweiten Mal in seiner Amtszeit 
zu Gast in China.

Begleitet wurde er von einigen Bun-
desministern und einer Delegation 
wichtiger Wirtschaftsvertreter. Ver-
gangene Woche dann stattete Chinas 
Staatspräsident Xi Jinping Frank-
reich, Serbien und Ungarn einen 
gelungenen Staatsbesuch ab. Er traf 
dabei auch mit Führungspersönlich-
keiten der EU zu Gesprächen zusam-
men und setzte neue kraftvolle 
Impulse zur weiteren Förderung 
von Austausch und Zusammenarbeit 
zwischen China und der EU in allen 
Bereichen. Staatspräsident Xi Jinping 
hob bei seinem Frankreichbesuch 
die starke innere Dynamik und den 
großen Entwicklungsspielraum der 
chinesisch-europäischen Beziehun-
gen hervor. Unsere Welt ist gerade 

in eine neue Phase der Turbulenzen 
und des Wandels eingetreten. Vor 
diesem Hintergrund sollten China 
und die EU an ihrer Positionierung 
als Partner sowie an Dialog und 
Zusammenarbeit festhalten, sollten 
einander fördern und gemeinsame 
Entwicklung suchen.

Leider muss man auch zugeben: Seit 
gut zwei Jahren gestaltet sich die 
internationale Lage immer unüber-
sichtlicher und vertrackter. Das hat 
auch die Komplexität und Unsicher-
heiten in Chinas Beziehungen zu 
Europa und Deutschland gemehrt. 
Einige Vertreter politischer Eliten 
in bestimmten westlichen Ländern 
klammern sich in diesen Zeiten an 
ideologische Konfrontation und das 
Denken des Kalten Krieges. Vergeb-
lich versuchen sie, eine neue Berliner 
Mauer zwischen Ost und West zu 
errichten. Ideologische Voreinge-
nommenheit und politische Korrekt-
heit dienen ihnen als Messlatte zur 
Abwägung von Risiken. Unter dem 
Vorwand des sogenannten De-Ris-
king politisieren sie die normale 
Wirtschafts- und Handelskoopera-
tion sowie auch den Wissenschafts- 
und Bildungsaustausch und ver-
knüpfen diese mit Sicherheitsfragen. 
Damit legen sie der Entwicklung der 
chinesisch-europäischen sowie auch 
der chinesisch-deutschen Beziehun-
gen Steine in den Weg, höhlen die 
Zusammenarbeit gar aus.

Auch in Europa und Deutschland 
gibt es Stimmen, die bei Handel, 
Investitionen und Lieferketten über-
mäßige Abhängigkeiten von China 
wähnen und dies als Risiko einord-
nen. Doch wie ich bereits mehrfach 
bei verschiedenen Anlässen betont 
habe: Abhängigkeit ist nie einseitig. 
Eine fragmentierte Weltwirtschaft 

wird dem europäischen Wohlstand 
nur schaden und letztlich noch 
größere Unsicherheit schaffen. Wenn 
China in einigen Bereichen dem Auf-
bau unabhängiger Kapazitäten mehr 
Aufmerksamkeit schenkt, dann nur 
deshalb, weil einige westliche Länder 
Lieferbeschränkungen und Handels-
verbote gegen China erlassen haben. 
Man hat uns quasi gezwungen, zu 
reagieren. Aus eigenem Antrieb hat 
China nie Anstrengungen unter-
nommen, sich wirtschaftlich vom 
Westen abzukoppeln. Hier liegt 
auch der grundlegende Unterschied 
zum De-Risking, das einige west-
liche Politiker derzeit propagieren. 
Meines Erachtens verbinden China, 
Deutschland und Europa letztlich 
das gemeinsame Interesse und die 
gemeinsame Verantwortung, eine 
gleichberechtigte und geordnete 
multipolare Welt und eine integra-
tive Globalisierung zu schaffen.

Die Ukrainekrise hat dem europäi-
schen Sicherheitsverständnis einen 
schweren Schlag versetzt. Diese 
Tragödie sollte Europa und die Welt 
wach rütteln, weitere geopolitische 
Konflikte zu entschärfen und zu 
vermeiden, statt bei geopolitischen 
Spannungen künstlich Öl ins Feuer 
zu gießen. Einige politische Akteure 
mit Hintergedanken befeuern 
allerdings das Narrativ „Heute die 
Ukraine, morgen Taiwan“ und füh-
ren dabei nichts Gutes im Schilde. 
Vorgeblich geht es ihnen darum, 
die Stabilität in der Taiwanstraße 
zu wahren und eine Änderung des 
Status quo zu verhindern. Doch der 
tatsächliche Status quo in der Tai-
wanfrage ist, dass beide Seiten der 
Meerenge zu ein und demselben 
China gehören. 

Weiter auf der nächsten Seite.

11. GASTBEITRAG VON BOTSCHAFTER WU 
KEN IN DER BERLINER ZEITUNG



Fortsetzung.

Taiwan war nie ein unabhängiges 
Land. Mit der Beibehaltung des 
Status quo meinen solche Leute am 
Ende nichts anderes als die Aufrecht-
erhaltung der Teilung Chinas. Nur 
traut man sich nicht, diese Absicht 
öffentlich so zu benennen.

Tatsache ist: Die Souveränität und 
territoriale Integrität Chinas waren 
nie geteilt, auch wenn Chinas voll-
ständige Wiedervereinigung noch 
ausstehen mag. Eine Reihe völker-
rechtlicher Dokumente, allen voran 
die Kairoer Erklärung und die Pots-
damer Erklärung, haben nach dem 
Zweiten Weltkrieg Chinas unbe-
strittene Souveränität über Taiwan 
bekräftigt. Dies gibt China die 
Legitimität und Rechtmäßigkeit im 
Sinne des Völkerrechtes, sich Bestre-
bungen nach einer Unabhängigkeit 
Taiwans zu widersetzen und seine 
Souveränität und territoriale Integri-
tät mit allen erforderlichen Mitteln 
zu schützen. 1971 verabschiedete die 
UN-Generalversammlung die Resolu-
tion 2758, mit der die Frage der Ver-
tretung ganz Chinas, einschließlich 
Taiwans, in den Vereinten Nationen 
politisch, rechtlich und verfahrens-
technisch ein für alle Mal geklärt 
wurde. Auch dieses Dokument bestä-
tigt, dass Taiwan ein Teil Chinas ist.

Das Ein-China-Prinzip ist allgemei-
ner internationaler Konsens und 
eine grundlegende Norm in den 
internationalen Beziehungen. Alle 
Seiten, einschließlich der EU und 
ihrer Mitgliedstaaten, haben sich 
gegenüber China und der Welt wie-
derholt in verschiedener offizieller 
Form klar zur Ein-China-Politik 
bekannt, so etwa in gemeinsamen 
Kommuniqués und Erklärungen. Um 
geopolitischer Vorteile willen aber 
zögern politische Akteure in man-
chen westlichen Ländern seit einigen 
Jahren nicht, Taiwaner Separatisten 
bei ihren riskanten Provokationen zu 
unterstützen. Durch eine sogenannte 
eigenständige Neuauslegung der 
Ein-China-Politik versuchen solche 
Akteure, das Ein-China-Prinzip auf-
zuweichen bzw. auszuhöhlen.  Erst 

jüngst haben Beamte des US-Außen-
ministeriums um Mark Lambert 
sowie einige Institutionen, darunter 
der German Marshall Fund, sogar 
versucht, die Geschichte bewusst 
zu verfälschen, indem sie die 1971 
verabschiedete Resolution 2758 
absichtlich umdeuten. Sie propagie-
ren die These, dass Taiwans Status 
ungeklärt sei und fechten damit den 
Ein-China-Konsens der internationa-
len Gemeinschaft an. Dieser Verrat 
an der Geschichte und die Negierung 
der internationalen Nachkriegsord-
nung ist letztlich die größte Gefah-
renquelle für die Stabilität in der 
Taiwanstraße.

Der Ausgang der Wahlen in Taiwan 
hat nichts an der Tatsache geändert, 
dass Taiwan ein Teil Chinas ist und 
es nur ein einziges China auf der 
Welt gibt. Er ändert auch nichts am 
Ein-China-Prinzip als allgemeinem 
internationalen Konsens, und erst 
recht nichts am historischen Ent-
wicklungstrend, der auf eine Wieder-
vereinigung Chinas hinausläuft. In 
der Frage der nationalen Einheit gab 
es faktisch nie eine zweite Option. 
Unser Land strebt nach wie vor mit 
größter Aufrichtigkeit und Anstren-
gung die Aussicht auf eine friedliche 
Wiedervereinigung des Vaterlandes 
an. Um die Unabhängigkeitsbestre-
bungen Taiwans und Einmischungen 
von außen zu unterbinden, werden 
wir auch nie versprechen, auf Gewalt 
als letztes Mittel für den Schutz 
unserer territorialen Integrität und 
Souveränität zu verzichten, sodass 
die friedliche Wiedervereinigung zu 
einer realen Möglichkeit wird.

Wenn Europa ernsthaft an Chinas 
Zusammenführung mit friedlichen 
Mitteln gelegen ist und man verhin-
dern will, dass die Taiwanstraße zu 
einem neuen geopolitischen Risiko 
wird, sollte die EU konsequent und 
tatkräftig an ihrer Verpflichtung 
zur Ein-China-Politik festhalten. Sie 
sollte sich nicht auf die Seite von 
Akteuren stellen, die eine Unab-
hängigkeit Taiwans anvisieren, 
geschweige denn bestimmten westli-
chen Ländern folgen, die die Taiwan-
frage für die Eindämmung Chinas 

instrumentalisieren. Das ist meines 
Erachtens, worum es beim viel zitier-
ten De-Risking eigentlich gehen 
sollte. In diesem Zusammenhang 
möchte ich auch einzelnen deutschen 
Politikern raten, nicht so naiv zu sein 
zu glauben, dass Chinas Wiederver-
einigungsprozess sich durch die Ent-
sendung einiger Kriegsschiffe durch 
die Meerenge ausbremsen ließe.

Bei seinem Treffen mit Präsident 
Macron und der Präsidentin der 
EU-Kommission von der Leyen wäh-
rend seines Frankreichbesuchs hat 
Staatspräsident Xi Jinping betont, 
dass China und Europa die Kerninte-
ressen und Hauptanliegen des ande-
ren respektieren sollten. Er forderte 
dazu auf, die politische Grundlage 
der Beziehungen zwischen China 
und der EU sowie die grundlegen-
den Normen der internationalen 
Beziehungen zu wahren. Gleiches 
gilt auch für die Zusammenarbeit 
zwischen China und Deutschland. 
Gegenseitige Achtung der Kerninte-
ressen und Hauptanliegen – das ist 
es doch, worauf es bei einer umfas-
senden strategischen Partnerschaft 
ankommt. Wie zwischen Asien und 
Europa braucht es auch auf dem 
weiten Pazifik mehr Brücken, die uns 
verbinden, statt Kriegsschiffe und 
Kanonen aus der Ferne. Ich hoffe 
und bin überzeugt, dass die deutsche 
Seite weiterhin am Ein-China-Prinzip 
festhalten und gemeinsam mit China 
das Fundament für die Entwicklung 
der chinesisch-deutschen Beziehun-
gen festigen wird. Lassen Sie uns 
gemeinsam konstruktive Beiträge 
leisten, nicht nur zum Frieden in der 
Taiwanstraße, sondern auch zu Sta-
bilität und Wohlstand in der Asien-
Pazifik-Region und in aller Welt. 
Denn dies liegt im Interesse aller 
Beteiligten, einschließlich Chinas 
und Deutschlands.
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Der chinesische Außenminister 
Wang Yi, der auch Mitglied 
des Politbüros des Zentralko-

mitees der Kommunistischen Partei 
Chinas (KPCh) ist, erklärte, dass 
eine Veränderung der Situation auf 
der Insel Taiwan nichts an den his-
torischen und rechtlichen Tatsachen 
ändere. Taiwan ist ein Teil Chinas 
und die historische Entwicklung 
führt dazu, dass China unweigerlich 
wiedervereinigt wird. In jüngster 
Zeit haben politische Führungen und 
Menschen aller Länder ihre Unter-
stützung für Chinas gerechte Sache 
der Ablehnung der „taiwanesischen 
Unabhängigkeit“ und ihre Unter-
stützung der Wiedervereinigung 
zum Ausdruck gebracht. Das zeigt 
ein unerschütterliches Festhalten der 
internationalen Gemeinschaft am 
Ein-China- Prinzip. Jeder Versuch, 
das anzufechten oder zu leugnen, ist 

zum Scheitern verurteilt. 

Wang wies darauf hin, dass die 
Kairoer Erklärung von 1943 und die 
Potsdamer Proklamation von 1945 
eindeutig festlegen, dass Taiwan, ein 
von Japan gestohlenes chinesisches 
Gebiet ist, das an China zurückgege-
ben werden soll. Diese Dokumente 
mit völkerrechtlicher Wirkung sind 
integraler Bestandteil der internatio-
nalen Ordnung nach dem Zweiten 
Weltkrieg und auch das kollektive 
Gedächtnis der internationalen 
Gemeinschaft. Die separatistischen 
Aktivitäten der „taiwanesischen 
Unabhängigkeitskräfte“ sind eine 
ernsthafte Herausforderung für die 
internationale Ordnung und die 
größte Bedrohung für Frieden und 
Stabilität in der Straße von Taiwan. 
Das Ein-China-Prinzip ist die politi-
sche Prämisse, auf der China diplo-

matische Beziehungen mit anderen 
Ländern aufbaut und entwickelt und 
ein solider Anker für Frieden und 
Stabilität in der Straße von Taiwan.

Die chinesische Nation vertritt stets 
die gemeinsame Überzeugung, dass 
das Heimatland nicht geteilt, das 
Land nicht destabilisiert, seine eth-
nischen Gruppen nicht getrennt und 
seine Zivilisation nicht unterbrochen 
werden können. Wang betonte, dass 
die Taiwan-Frage eine innere Ange-
legenheit Chinas sei, und sagte, dass 
die Verwirklichung der vollständi-
gen Wiedervereinigung Chinas ein 
gemeinsames Bestreben aller Söhne 
und Töchter der chinesischen Nation 
und ein historischer Trend seien, was 
keine Macht aufhalten könne.

12. DAS EIN-CHINA-PRINZIP ALS ANKER DES 
FRIEDENS IN DER STRASSE VON TAIWAN
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